
15Entwicklungen

stenentlastung und Investitionstörde-
runs das Investitionsvolumen In der
Bundesrepublık sıch nıcht starkArbeıtslosigkeıit: ufruf einem höhen läßßt, daflß damıt diıe Massenar-
beitslosigkeıt wesentlich gemindertSolidarıtatspakt werden könne. Nötıg sej]en deshalb

Mıt der Überwindung der Aa 1U  — sehr bedingt für eıgene Lösungs- „selektive Ma{ifßsnahmen ZUuUr Förderung
des Strukturwandels und der Moder-sıgkeıt beschäftigt sıch ıne Ende Fe- vorschläge herangezogen werden kön-

bruar VO Bischof Hengsbach VO Es- He nısıerung der eutschen Wıirtschaft
sCM„ veröffentlichte Studıie der VO  —$ der Obwohl in der Eıinleitung auch theolo- und die Erschließung Märkte
evangelıschen und katholischen Kır- gische Gedanken anklıngen („Gott, durch NEUEC Techniken“ Es bestehe In

der deutschen Wıirtschafrt eın erheb-che getragenen und bıs dessen Tod der die Welt erschaffen hat, übergı1bt
1mM Januar dieses Jahres VO ehemalı- den Menschen dıe Gestaltung und Be- lıcher Nachholbedarf ın der Modernıi-
SCH Präses der Rheinischen Kırche, wahrung der Welt Dıie Arbeıt gehört sıerung des Produktionsapparats der
arl Immer, gemeınsam mıt engs- ZU Grundauftrag des Schöpfers Wırtschaftt.
bach geleıteten Ruhrstiftung:: Dıie Stu- seın Geschöpf”) und nachdrücklich
dıe versteht sıch nıcht als Analyse der unterstrichen wiırd, da{ß Arbeıtslosig- Skepsis be!lgegenwärtigen Beschäftigungssitua- eıt eın 1U  - wirtschaftliches Pro- Arbeitszeitverkurzungtıon un deren Ursachen, sondern 111 blem, sondern In ihren Folgen VOT

durch Vorschläge eınen konkreten allem eın „menschlıiches und soz1ıales Dıie Studie wendet sié:h ebenso ent-

Übel“ ISt, beschränkt sıch die StudıieAnsto(fS Z Überwindung der Massen- schieden iıne einseıltıge Aus-
arbeitslosigkeit geben. Sıe zeichnet weıitestgehend auf wiıirtschaftliche richtung der Wachstumsförderung
sıch durch eın hohes Ma{fiß (wırt- Sachargumente und folgt einem VO  —_ der Nachfrage. Den Kritikern eıner
schaftlichem) Sachverstand aus Ihr den unmıttelbaren wirtschaftlichen In erster Linıe nachfrageorientierten
Ziel 1St; einem für dıe verschiede- Gegebenheıiten gepragten Leitbild Wachstumspolitik . seı recht geben.
NC  —_ gesellschaftlichen Kräfte kompro- Dıiıe VO der Studie empfohlene Kom- Gleichwohl sollte ihre Bedeutung als
mißfähigen Gesamtkonzept beıizutra- notwendıge Bedingung für mehrpromifßsformel heißt: „Kombinatıon
SCHh verschiedener Strategıen und Ma{$- Wachstum un: mehr Beschäftigung”

nıcht unterschätzt werden. Angebots-nahmen.‘ Ile gegenwärtig 1ın der
Vorrang fuür Hauptsache diskutierten dreı strateg1- und Nachfrageseite müfßten laufend

auteinander abgestimmt werden.Wachstumspolitik schen Wege sollen gleichzeıtig be-
schrıtten werden: dıe Förderung des Daß des Vorrangs, den sS1e der

Der fast pathetische Satz ıIn der Einlei-
Lung A euch und han- Wachstums, Umverteilung der Arbeıt Wachstumspolitik geben, das Ver-

(oder W1€ die Studie Sagl Verände- Lrauen der Autoren, damıt auch 415delt gemeinsam” 1St eın Aufruf die Zıie] kommen, begrenzt ISt; wiırd
Arbeıtslosen, sıch Selbsthilfegrup- runs der „Teıiılhabe Arbeıtsvolu-

men )  “ und Eıinsatz arbeitspolitischer deutlich durch den 1InWweIls auf den
PCNH zusammenzuschlıeßen, sondern Nnstrumente durch die Bundesanstalt beträchtlich hohen Umfang des struk-eın Appell alle beschäftigungspolitisch
Verantwortlichen: dıe Wırtschaft, tür Arbeıt („Arbeitsbeschaffungspro- turellen Arbeıtsplatzdefizıts: Das Er-

gramme). Dıie Reihenfolge der dre1ı werbspotentıal habe sıch selıt 19// Jähr-die Tarıfpartner, die Bundesre- ıch 150 01010 bıs Z 000 PersonenWege bedeutet allerdings zugleichQlerung, Polarısıerungen überwin- iıne Rangfolge. erhöht. Für S$1€e Arbeıtsplätze nıe
den und gemeınsame Lösungen vorhanden. Dazu kommt iıne be-finden. Es gelte, den Pessimısmus ab- Vorrang gegenüber allen anderen trächtliche Zahl VO Arbeıitsplätzen,zubauen un ngst durch pragmatı- Strategıen hat iıne entschiedene die auf dem Weg VO  - Entlassungensches Handeln bekämpften. Ange- Wachstumspolitik. Der wiırtschaftlı- und Konkursen vernıichtet wurden.strebt wırd eın ‚solıdarıscher Beschäf- che VWiıederbelebungsprozefs könne ach dem Jahresgutachten des Sach-tigungspakt”, beI1 dem die verschiede- ehesten durch eın dynamıiısches In-
1IC  — in der Offentlichkeit kontrovers vestitionsverhalten der Unternehmen verständıgenrats VO 19872 könnten be1

Vollauslastung des vorhandenen Ar-
dıskutierten Elemente 1ın einem Kon- herbeigeführt werden, un War auf

eiınem möglıchst hohen Investitionsnı- beitsplatzpotentials lediglıch 500000
zept kombinıiert werden sollen. Die DPersonen zusätzlich beschäftigt WeTr-Studie 111 dabei auch A Ausland - veıru [ )as nachfrage- un ko- den
probte Strategıen für hre Eıgnung in stengerechtere Produktionsstrukturen

Da die Studıe bıs Zu Ende die-der Bundesrepublık prüfen. Dıie StU- OTauUs und iıne entsprechende Kom-
dıe selbst zeıgt aber deutlıch, da{fß dıe binatıon VO  = SLTEUET- un geldpolıtı- SCS Jahrzehnts mıt einem Anstıeg VO  =

vier Länder, dıe s$1e als Beispiele relatıv schen Mafßnahmen. och wırd einge- 700 000 bıs 800000 Erwerbspersonen
geringer Arbeıtslosigkeıt antührt dıe raumt, da{fß angesichts der weltweıten rechnen 1St, könne be]l einem Produk-
Schweıiz, Osterreich und tivitätstortschritt VO  $ bıs Prozentapan, Nachfrageschwäche und des interna-
Schweden für die Bundesrepublık tional hohen /Zinsnıyveaus durch Ko- un einem erreichbaren Wachstum ın
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ungefähr gleicher Größenordnung Teilzeitarbeit un tlexıbler Gesfaltung bzw angeboten werden könnten. DDes-
1U  _ der gegenwärtige Beschäftigungs- der Arbeitszeıten. In der tlexiblen Ar- halb wiırd ausdrücklich tfür den Aus-
stand erhalten leiben. Die Arbeıitslo- beitszeıtregelung sieht die Studıe ‚.WarTr bau solcher Programme plädıert, auch
sıgkeıt würde dabe!] nıcht NUu  — nıcht ıne Chance ZUr besseren Anpassung mıt dem 1nwels, dıe dafür notwendiı-

des Arbeitskräfteeinsatzes denabgebaut, sondern dıe ach- SCH Ausgaben lıeßen sıch durch Eın-
wuchswelle trotzdem noch zusätzlich schwankenden Arbeitskräftebedart. SParunscn beim Arbeıitslosengeld, beı

der Arbeitslosenhilte und be] Sozı1al-wachsen. Deswegen seılen Ma{fßnah- Dıi1e Befürchtung der Gewerkschaften,
S  e der Arbeitszeitverkürzung neben deren Wıirkungen könnten einseltig hilfeleistungen auft ıne Größenord-
einer wachstumstördernden Wırt- aut Kosten der Arbeitnehmer gehen, NUunNns VO dreı bıs vier Milliarden
schaftspolıitik unerläßlich. sınd nach der Meınung der Autoren begrenzen.

durch den Abschlufß tarıtflicher Rah-
Be1 der Arbeıtszeıtverkürzung geben menvereinbarungen möglicherweıse Keıine Langzeitperspektivedie Autoren der Studie der Verkürzung Zerstireuender Lebensarbeitszeit gegenüber eıl-
zeıtarbeıt un: Verkürzung der Wo- ber die fFreiwillige Teılzeıitarbeıt ber diesen Punkt äflst sıch siıcher g-

teiılter Meınung se1in. ıne unverkenn-
chenarbeıtszeıt den Vorzug. Während werde NUr langsam durchzusetzen bare Schwäche der Studıe 1St jedoch,das wenıge Wochen vorher erschie- se1n,; da S1e immer VO Zusammentref- da{fß S$1€e heine Langzeitperspektive enNt-
NENE Memorandum des Okumeni- fen betrieblicher Möglıchkeiten wiıckelt. Es 1St sicher hilfreich, In e1l-
schen soz1jal-ethischen Arbeitskreises mehr Flex1ibilität mıt den Arbeitswün-

191 solchen Papıer vorsichtig A1L-Kirche-Gewerkschaften lapıdar fest- schen einzelner Beschäftigter abhän-
gumentieren und sıch autf das ber-stellte: „Allgemeıne tarıfvertraglıch Z1g bleibe. Rasche quantıtatıve Erfolge

ıIn eıner Größenordnung, die einem schaubare konzentrieren, keinevereinbarte Verkürzung der Wochen- unertfüllbaren Hoiffinungen wecken.arbeıtszeıt siınd ıne Strategıe für deutlichen Rückgang der Arbeıtslosıig-
mehr Arbeıtsplätze und darum ıne keıt tühren könnten, selen darum ber irgendwıe scheint den Autoren

die Beschränkung auf wirtschaftlicheaussichtsreiche Alternatıve SA Wachs- kaum Während INa  —_ VO

tumsstrateglie” (vgl epd-Dokumenta- einem VO Gewerkschaftsvertretern Kurzfristperspektiven eıinen Streich
gespielt haben Denn lıest INla  - die

t10n, 1:3 84), meınt die Stiftungs- stark beeinfluften Memorandum, WI1€
Studıie 1m Zusammenhang und nıchtStudie ‚War auch, Schritte ZUY generel- dem vorher zıtlerten des Okumenıi-

schen soz1al-ethischen Arbeıitskreises, NUur ın einzelnen Punkten, dann bleı-len Wochenarbeitszeitverkürzung selen ben nıcht 1LLUT Hoffnungen und Ergeb-notwendig, aber dıe Erfolgsaussichten Zurückhaltung oder Ablehnung ıIn
diesem Punkt erwarten kann tatsäch- nısse 124  > sondern dıe Studie z 1ider-beurteiılt S1€ sehr viel skeptischer. Es spricht sıch MIt ihrer Prioritätenset-estehe die Gefahr, da{f dadurch über- ıch werden dort alle Bedenken un

haupt keine Beschäftigungswirkungen befürchteten Benachteıiligungen der ZUNg zugunsten eıner wachstums-
Orlentlierten Wıirtschafts- bzw Be-erzielt würden. Vor allem WwI1Sse INa  z Arbeitnehmerseite vorgetragen VOCI-

nıcht, W1€e Kleın- und Mittelbetriebe wundert dıe Zurückhaltung ın dieser schäftigungspolıtik selbst. Wenn das
erwartende Wachstum nur ; AaUS-d_arauf reagılerten. rage durch dıe Stiftungs-Studıe. reicht, die vorhandenen Arbeıts-

Größer als das Vertrauen ın die be- plätze be1 noch absinkendem Beschäft-
Beschaffungsmaßnahmen schäftigungspolitische Wırkung VO tıgungsnıveau gerade noch halten,

Teilzeitarbeit? Teılzeıitarbeıt WI1e€e VO Arbeıtszeıtver- dann 1STt der geforderte Vorrang der
kürzungen insgesamt scheıint dıe Wachstumspolitik kaum plausıbelDemgegenüber wırd ‚WarTr auch diıe

Verkürzung der Lebensarbeitszeıt Hoffnung der Autoren aut dıie Wırk- begründen. Er erhält seıne Berechti-
samkeıt VO  — Arbeitsbeschaffungsmafß- sSuns letztlich 1U  _-‚ dadurch, da{ß ın dernıcht für problemlos gehalten; nahmen 1m Rahmen der Bundesanstalt Studie die Aussıchten auf den Abbauwerde nıcht ohne Einkommenseinbu- für Arbeıt se1In. Dıie Studie verwelst der Massenarbeıitslosigkeit desßen un manch andere Probleme 1m

persönlichen Bereich abgehen. ber auf das „Sonderprogramm der Bun- Appells ın der Einleitung verschwin-
desregierung für Regionen mıt beson- dend gering sınd, Ja hınter den mıiıttel-Entlastungen auf dem Arbeitsmarkt deren Beschäftigungsproblemen” frıstigen Prognosen der amtlichen Be-

selen VO eiıner 1m übrıgen, WI1€e der
den Jahren 9—19 Gerade 1mM schäftigungspolıtiker A4aUS onn un:

Jjetzıge Regierungsentwurf vorsieht
Ruhrgebiet habe dieses Programm Nürnberg zurückbleıben.reversıblen bzw zeitlich begrenzten

rten Wırkung ezelgt. Besonders erfolgreı- Vielleicht ware das Ergebnıiıs der Stu-
I_(ggelung auf jeden Fall che Arbeıtsämter selen In der Lage SC- die zukunftsträchtiger ausgefallenDiıe VO  > Gewerkschaftsseite be-
türchteten Rationalisierungswiırkun- N, bıs wel Prozent der Er- oder hätte mehr Pessimısmus abge-

werbstätigen iıhres Bezirks 1ın Arbeits- baut werden können, wäaren hre Auto-
SCH solcher Regelungen selen erst 1n

n  - doch eLWwWAas gründlıcher aut das
zweıter Linıe Eerwarten, un WaTtr beschaffungsmalßnahmen einzuglıe-
eher ın Grofßunternehmen. dern. Dıie Autoren schätzen, da{ß hoch- Thema Teılzeitarbeıt, Arbeitsplatztei-

[ung (der Ausdruck kommt Sal nıchtgerechnet auf das Bundesgebiet 400 0B
Aufftallend zurückhalten argumenN- bıs 500 00Ö Beschäftigungsplätze vor) un Flexibilisıerung eingegangen.
tıert die Stiftungs-Studıe In der Frage durch solche Programme gesichert Wenn ın Schweden bereıts 25 Prozent
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der Erwerbstätigen Teilzeitbeschäf- aut den sımplen Zusammenhang, s1ionen un Freiheit der Kırche, Ehe-
tıgte sınd (gegenüber nu  — Prozent daß angesichts der angestiegenen Be- gesetzgebung, Schulfrage un elı-
1ın der Bundesrepublık), müfßte in dıe- rufstätigkeıt des weıblichen Bevölke- gy1onsunterricht.
SC Bereich noch ein1ges bewegt WeTI - rungsteıls be1 noch wachsender Er- Im ersten Punkt tallen alle substantıel-den können. ber dazu hätten die werbsbevölkerung insgesamt Teılzeıt- len Privilegien. An hre Stelle trıtt dıeAutoren sıch stärker auft für die arbeıit und Arbeıtsplatzteilung dort,
Beschäftigungspolitik wırksamen, S1e VO den Arbeitsabläufen her staatsrechtliche Gleichstellung der -

deren Kontessionen un: die weltest-grundlegenden gesellschaftlichen Str_uk— möglıch sınd, selbstverständlıch WEeTr-

turveränderungen einlassen mUuüssen: den müßten. gehend garantıerte Freiheıit kırchlicher
Verkündıigung. Anstelle des Katholi-
Z71SMUS als Staatsrelıgion trıtt das Prin-
Z1p treıe Kırche 1MmM freien Staat auftf der
Basıs „gegenseıtıger Zusammenarbeıt
ZUr Förderung der Menschen und
ZU Wohle des Landes“Italıens neues Konkordat Di1e rechtliche Gleichstellung der on-
fessionellen Minderheiten erhält ihren

Verhandlungen und Vorverhandlun- datsunterzeichnung beenden. Ange- Ausdruck In eigenen bılateralen Ver-
gCNH hatten lange gedauert..Hätte aber sıchts der Kompliziertheıit der aterı1e einbarungen zwıischen dem iıtalıen1-
Italıens erstiter sozıalıistischer Mınıiıster- wiırd ul WI1€ unmöglıch se1n, die- schen Staat und iıhnen. iıne parallelepräsıdent nıcht seın aNzZCS persönlı- SCI] Termiın auch einzuhalten. Deswe- Vereinbarung miıt den Waldensern
ches Prestige eingesetzt und stünde SCH 1St. kaum mI1t einer Ratıfizıerung und Methodisten wurde Tage späaterBettino Craxı nıcht sehr Er- des Konkordats durch beıde Häuser

des italıeniıschen Parlaments noch 1in 1mM Palazzo Chıg1, dem Amitssıtz des
folgszwang, wäre die Revısıon des i1ta- Minısterpräsıiıdenten, unterzeichnet.
liıenıschen Konkordats ohl auch diesem Jahr rechnen. Da dıe STEUET-

nach fast 17)ähriger Vorarbeıt noch rechtliche Behandlung kırchlicher Sıe Wal schon selt dreı Jahren
terschrıiftsreıf, mu{fßte aber bıs nach

nıcht ZU Abschlufß gekommen. Und Einrichtungen der kritischste Punkt dem Konkordatsabschluß zurückge-eigentlıch kann I1a  s VO Abschlufß 1m italienischen Partejenstreıit ISt, stellt werden. Eın Vertragswerk mMiIıt
auch Jjetzt nıcht sprechen: Denn das schuf deren Abtrennung VO eigentlı- der jüdıschen Gemeinschaft 1St In Vor-

18 Februar VO  a} Crax]ı und Kar- chen Konkordatsıinhalt aber Eerst die bereıtung. Der iıtahlıenısche Staat Hd-dinalstaatssekretär Agostıno Casaroli: Voraussetzung dafür, daß der Mını- rantıert, WI1e den relıg1ösen Miınderhei-1ın der Vılla Madama, 1m (jäste- sterpräsıdent die Unterzeichnung
haus des Mınısterrates unterzeichnete überhaupt SCNH konnte. ten auch, „volle Freiheıit In der Ertül-

lung ihrer seelsorglichen, erzieher1-
NECUC Konkordat (vgl Wortlaut 1ın Der Vatıkan kam der italıenıschen Re- schen un Carıtatıven
„Osservatore Romano“, 84) ISt Jlerung mıt der Konkordatsunter- Sendung”

(Art Z Abs 0 sichert volle Kom-
nıcht 11U  _ In vielen Punkten, die In Ita- zeichnung i1ne beträchtlich weıte munıkations- und Korrespondenzfrei-1en zwischen Kirche un Staat - Strecke Sein 1ın der ıtalıen1- heıt zwıschen dem Heılıgen Stuhl un
strıtten sınd, recht VaARC, sondern hat schen öffentlichen Meınung durch der Italıenıschen Bıschofskonferenz,die für Italıen 1m Augenblıck komplı- den Ambrosiano/IOR-Skandal SC-
zierteste die den regıonalen Bischofskonferenzen,Konkordatsmaterıe, schwächtes Prestige dürfte darauf den Bıschöten, dem Klerus und densteuerrechtliche Behandlung un: Eın- nıcht ohne Einfludfß SEWESCH seın. Der

italienısche Episkopat, der in die Ver- Gläubigen (Art Zn Abs un gd-ordnung kirchlicher Einrichtungen rantıert den Katholiken, iıhren Vere1-
un Güter (einschließlich der Neube- handlungen ‚War punktuell einbezo-
INCSSUNS des Staatsanteıls der Be- SCH WAaLl, aber schon ın seiner ersten nıgungen und Organısatiıonen volle

Versammlungsfreiheıit und jede Art
soldung des Seelsorgeklerus) nach Stellungnahme (vgl Osservatore ROo- öffentlicher Kundgebungen ( ZArt L Abs des Konkordats, MAaNO, 19 54) erkennen lıefs, da{fß Abs 3)nıcht durch Vertragsabschludfs, SOIMN- mıt dem Abschlufßfß U  — mäfßıg zufrie-
dern durch Kommissionsauftrag gETIC- den ISt, hätte einem weıteren Aufschub Die Umschreibung Von Diozesen und

Pftarreien wırd ausschliefßlich In dasgelt des Vertragsabschlusses ohl den
Vorzug gyegeben. Ermessen der kirchlichen Autorität

gestellt. Der Heılıge Stuhl mMu sıch le-Miıt rascher Ratifizierung
nIC zu rechnen Die Basıs: freiıe Kırche Im dıgliıch verpilichten, auf italıenıschem

Terriıtorıum keine ausländische Jurıis-freıen aaiıne Tag der Vertragsunterzeich- diktion zuzulassen. Beı kırchlichen
Der gegenüber dem Laterankonkor- Stellenbesetzungen trıtt der StaatNUunNns geschaffene pariıtätische Kommıi1s-
dat VO  S auf Artıkel verkürztes$10N soll für diesen anzcCcnh Bereich nıcht mehr ın Erscheinung. Die Ernen-

Neuregelungen ausarbeıten. aut Zu- Text regelt dıe Staat-Kirche-Bezıe- NUNG DON Bischöfen un: Ptarrern mMUu
satzprotokoll mMU: sS1e hre Arbeit Spa- hungen hauptsächlich in dreı großen den staatlıchen Behörden lediglich
estens Monate nach der Konkor- Bereichen: Gleichstellung der Konfes- miıtgeteılt werden. Außer 1mM Falle


